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Die Abschaffung von sozialen Errungen-
schaften wird regelmäßig von bestimmter 
Seite gefordert. Und genau so 
regelmäßig erklären wir vom  
ASGB, dass es zu unseren 
Zielsetzungen gehört, den  ge-
rechten Anteil der arbeiten-
den Bevölkerung am Sozial-
produkt einzufordern. Jeder 
Beschäftigte hat das Recht auf 
seinen Anteil, an dem was er 
mit erwirtschaftet. Heute ist 
es oft so, dass der Gehalt nicht 
ausreicht, mit der Familie ein 
angemessenes Leben zu führen.
Wir Gewerkschaften sind mehr denn je ge-
fordert, unserer Rolle als soziale Gegen-
macht und Gestaltungskraft Nachdruck zu 
verleihen. Der ASGB setzt sich für all jene 
ein, die Arbeit suchen, für jene, deren Ar-
beitsplatz in Gefahr ist und für jene, die Ar-
beit haben. Deshalb unterstützen wir alle 
Bestrebungen in Wirtschaft und Politik, 
neue Beschäftigungsfelder zu erschließen, 
vor allem im Umweltbereich, bei der Ent-
wicklung neuer Technologien, im Industrie- 
und Dienstleistungssektor.
Wir als ASGB fordern eine Weiterentwick-
lung des Sozialstaates, der ein menschen-

würdiges Leben und Wohnen für alle Ar-
beitnehmer ermöglicht. Dazu zählt auch die 

Sicherung der Pensionen und 
einer Erhöhung der Mindest-
pensionen.
Unsere Betriebsräte und Akti-
visten sind gefordert, gewerk-
schaftliche Arbeit zu leisten, in 
welcher Funktion und auf wel-
cher Ebene dies auch immer ge-
schieht. Ihnen möchte ich heute 
für ihren Einsatz zum Wohle 
ihrer Mitarbeiter besonders 
danken.

In diesem Sinne wünsche ich euch und eu-
ren Familien einen schönen Sommer, erhol-
same Tage am Meer, in den Bergen oder 
auch zu Hause. Energie tanken und Ab-
schalten ist sehr wichtig, damit wir dann 
wieder voll Energie die neuen Herausforde-
rungen annehmen können.

Eurer 
Tony Tschenett
Vorsitzender des ASGB 

Der ASGB kämpft  
für eure Rechte

Tony  TscheneTT
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1 .  Ma i - Fe ier  2013

„Steigende Armut im Wohlstandsland  
Südtirol“

so lautete das Motto der diesjährigen 1. Mai-Feier unserer Gewerkschaft.  
Trotz des regnerischen Wetters am Morgen sind wieder viele Mitglieder und ihre Familien  

zu unserem Fest nach Völs gekommen.

Ehrengästen
Priska Auer konnte eine Reihe von Ehrengäste begrüßen, den Landeshauptmann 
Luis Durnwalder, den Bürgermeister von Völs und Präsidenten des Verbandes 
der Gemeinden, Arno Kompatscher, die Landesrätin Sabina Kasslatter-Mur, 
Landesrat Elmar Pichler-Rolle, die Landtagsabgeordneten Veronika Stirner 
(SVP), Ulli Mair, Pius Leitner, Sigmar Stocker und Roland Tinkhauser (Freiheit-
liche), Eva Klotz (Südtiroler Freiheit), den ehemaligen K.Abg. und ASGB-Vor-
sitzenden Hans Widmann, den Geschäftsführer der Verbraucherzentrale, 
Walther Andreaus, den ehemaligen Senator Karl Ferrari, Christoph Gufler von 
den Arbeitnehmern in der SVP, den Vizedirektor des LVH, Thomas Hager, den 
Herausgeber der Tageszeitung, Arnold Tribus, den Direktor des AFI, Stefan 
Perini u.a.m.

Der Bürgermeister von Völs und mögliche zukünftige Landeshauptmann stellt 
in seiner Begrüßungsansprache fest, dass ihn das Thema steigende Armut auch 
bei seiner Tour durch Südtirol beschäftigt hat, die Schere zwischen Arm und 
Reich geht in Südtirol immer weiter auseinander.

Der Landeshauptmann bedankte sich beim ASGB für seine wichtige Arbeit zum 
Wohle der Südtiroler Arbeiterschaft. Er stellt fest, dass wir in einer sehr unsi-
cheren und bewegten Zeit leben. Die Arbeitslosigkeit in Südtirol beträgt zwar 
nur 4,1 Prozent, aber das ist kein Trost für jemanden, der betroffen ist. 

 Tony Tschenett, Vorsitzender des 
 ASGB ging in seinem Referat 
 näher auf das 
 Tagungsmotto ein. 

„In einem Land wie Südtirol, mit pri-
märer Kompetenz für die Sozialpoli-
tik, muss die Bekämpfung der Armut 
zu den wichtigsten Aufgaben über- >
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haupt zählen. In einem Land, das 
jährlich über 10.000 Euro pro Kopf 
aus dem Landeshaushalt ausgeben 
kann, ist eigentlich allein schon die 
Existenz von Armut ein Armutszeug-
nis. 
Und trotzdem, auch wenn Südtirol o� 
als Wohlfahrtsparadies dargestellt 
wird, sind viele Bürger durch die dro-
hende Armut, die Sorge um den Ar-
beitsplatz sowie durch Zukun�s- und 
Existenzängste verunsichert. Viele 
befürchten, dass sie durch Arbeitslo-
sigkeit und Einkommensverlust im 
Alter in die Armut abrutschen könn-
ten.

Wir erleben seit Jahren, dass Arbeit 
entwertet wird. Aus sicheren Arbeits-
plätzen werden unsichere Jobs. Aus 
unbefristeten Arbeitsverträgen prekäre 
Arbeitsverhältnisse. 36.000 von 
200.000 Haushalten verfügen über ein 
mittleres Jahreseinkommen, das unter 
10.250 Euro netto liegt. Laut AST-
AT-Studie sind dies 17,9 Prozent der 
Südtiroler Haushalte. Ohne Sozialleis-
tungen wären sogar 25,3 Prozent der 
Familien, also 50.000 von 200.000 
Haushalten armutsgefährdet. Immer 
mehr Beschäftigte leiden unter 
schlechten Arbeitsbedingungen und 
Stress. Und immer mehr Menschen 
droht die Altersarmut. Besonders äl-
tere Arbeitslose, die durch eine Ent-
lassung aus ihrer geordneten Lebens-
bahn gerissen wurden, haben trotz 
Umschulungen große Schwierigkei-
ten, einen neuen Arbeitsplatz zu �n-
den.

Die Schere zwischen Arm und Reich 
kla� immer weiter auseinander und 
es gibt immer mehr Menschen, deren 
Einkommen nicht mehr bis ans Ende 
des Monats reicht. Hier appelliere ich 
vor allem an die Wirtscha�, jenen, die 
Arbeit haben, einen Lohn auszuzah-
len, mit dem sie für sich und ihren 
Familien ein gutes Auskommen ha-
ben, so dass sie nicht auf ö�entliche 
Zuschüsse angewiesen sind. 

Aber Armut ist mehr als niedriges Ein-
kommen, es ist die mangelnde Mög-
lichkeit am Gesellscha�sleben aktiv 
teilzunehmen. Merkmale dafür sind 
beispielsweise akute Zahlungsrück-

� Patrizia, Elmar Pichler Rolle  
und Ossi Angerer  
stellen sich  
dem Fotografen

� Christian Trafoier  
und Pius Leitner unterhalten  
sich angeregt

� Eva Klotz und Hans Bachmann,  
seit Jahren Stammgäste  
bei der 1. Mai Feier

� Arnold Tribus und Ulli Mair  
im inniger Eintracht

� Priska Auer in angeregter  
Diskussion mit  
den Ehrengästen

� Pius Leitner, Arno Kompatscher  
und Eva Klotz messen  
sich im Sackhüpfen

� 

�

�

�

�
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stände, Leben in einer nicht unserem 
Standard entsprechenden Wohnung, 
Verzicht auf grundlegende Bedürfnisse 
und Konsumgüter, die in unserer Ge-
sellscha� als Normal anerkannt sind, 
zum Beispiel die Wohnung ausrei-
chend zu heizen oder ein Mal pro Jahr 
einen Urlaub zu machen. 

Armut wirkt sich auf viele Bereiche 
des täglichen Lebens aus. Bildung, 
Gesundheit und soziale Teilhabe ste-
hen in engem wechselseitigen Zusam-
menhang. Wer aus einer armen Fami-
lie kommt, hat schlechtere Bildungs- 
und damit Aufstiegschancen als Men-
schen mit ausreichendem Einkom-
men. Soziale Gerechtigkeit mit glei-
chen Aufstiegs-Chancen ist aber ein 
zentraler Bestandteil unserer Gesell-
scha�sordnung. Armutsbekämpfung 
muss deshalb weit mehr als nur Für-
sorge sein. Sie erfolgt letztlich im In-
teresse aller. Denn nur eine sozial ge-
rechte Gesellscha� ist eine stabile 
Gesellscha�, an der die Bürger/innen 
teilhaben und für die sie sich demo-
kratisch einsetzen. 

Gerade in Zeiten der stark steigenden 
Arbeitslosenzahlen unter Jugendli-
chen und Arbeitnehmern 50+, in Zei-
ten des zunehmenden Kau�ra�ver-
lustes vieler Menschen und niedriger 

Renten ist es dringend erforderlich, 
rechtzeitig darauf zu reagieren. 

Der ASGB hat in den letzten Jahren 
vermehrt darauf hingewiesen, dass wir 
vor allem unter den Jugendlichen im-
mer mehr prekäre Arbeitsverhältnisse 
in der Privatwirtscha� und im ö�entli-
chen Dienst haben, und dass die Kauf-
kra� der Lohnabhängigen und Rentner 
im Sinken ist. Außerdem ist, durch die 
im vergangenen Jahr von der italieni-
schen Regierung vorgenommenen 
Sparpakete, die Armut in unserem 
Land noch weiter gestiegen. Hier be-
steht sozialpolitischer Handlungsbe-
darf; wir müssen entgegensteuern. 

Es ist zwar positiv, dass Südtirol ein 
dichtes soziales Netz geknüp� hat, 
denn die Sozialleistungen, wie etwa 
die �nanzielle Sozialhilfe, das P�ege-, 
Familien- und Wohngeld usw., wer-
den für immer mehr Südtiroler Fami-
lien deshalb überlebenswichtig. Trotz-
dem gilt es dieses Netz aufrechtzuer-
halten, weiter auszubauen und neue 
Maßnahmen gegen die Armut zu tref-
fen.
 
Ein wichtiger Schritt in diese Rich-
tung könnte die erst Anfang April 
2013 verö�entlichte Durchführungs-
bestimmung sein, mit welcher es 

möglich ist, die sozialen Abfederungs-
maßnahmen (Lohnausgleich, Mobili-
tät) auf die lokalen Bedürfnisse abzu-
stimmen. Zusätzlich zu den sozialen 
Abfederungsmaßnahmen braucht es 
eine aktive Arbeitsmarktpolitik, vor 
allem um der drohenden Jugendar-
beitslosigkeit entgegenzuwirken. Ge-
zielte beru�iche Bildungsmaßnahmen 
sind der Schlüssel zum Erfolg. 

Damit die Arbeitslosigkeit in unserem 
Lande nicht weiter steigt bzw. einge-
dämmt werden kann, braucht es viele 
Ideen und Anstrengungen. Die heuti-
ge junge Generation wird bis zu einem 
Alter von rund 70 Jahren berufstätig 
bleiben. Um die Arbeit im Alter zu 
erleichtern, haben wir als ASGB kürz-
lich allen Abgeordneten zum Südtiro-
ler Landtag und allen Wirtscha�sver-
bänden einen Vorschlag unterbreitet, 
der sich „Generationenbrücke“ nennt. 
Ich kann mir nicht vorstellen, dass 
eine Altenp�egerin oder ein Bauarbei-
ter mit 67 Jahren noch die nötige 
Kra� haben, Vollzeit zu arbeiten. 

Deshalb fordern wir als ASGB ein 
Netzwerk, dem Gewerkscha�, Arbeit-
geberverbände und das Land angehö-
ren, das nach neuen altersgerechten 
Formen der Arbeit sucht. In Öster-
reich gibt es bereits ein solches Netz-

�

>
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Was ist der Proporz noch wert?
Der ASGB ist besorgt über den Umgang mit der Proporzregelung  

und fordert die SVP auf ihre Haltung bezüglich des Proporzes zu ändern und sich ihrer  
Verantwortung bewusst zu werden. 

Kürzlich mussten wir feststellen, 
dass bei der Ernennung des Ge-

neraldirektors der Etschwerke AG der 
ethnische Proporz nicht eingehalten 
wurde; auch im Gesundheitsbereich 
hat man Gianfranco de Blasi zum neu-
en Primar der Inneren Medizin in 
Sterzing ernannt, obwohl der Posten 
der deutschen Sprachgruppe vorbehal-
ten ist und die Bewerbungsfrist noch 
nicht abgelaufen ist. Unverständlich ist 
unserer Ansicht nach die Haltung der 
SVP bezüglich des Proporzes. Als Re-

gierungspartei erwarten wir uns von 
der Volkspartei die Einhaltung des 
Proporzes. Bozens Vize-Bürgermeis-
ter Klaus Ladinser meinte erst kürz-
lich, Kompetenz wäre wichtiger als 
der Proporz. Dies würde bedeuten, 
dass in der deutschen Sprachgruppe 
niemand die Kompetenz hätte, das 
Amt des Generaldirektors der Et-
schwerke AG auszuüben. Unklar ist 
auch die Rolle von Richard �einer – 
immerhin SVP-Obmann, der über 
alle Köpfe hinweg Gianfranco de Blasi 

als neuen Primar der Inneren Medizin 
in Sterzing vorgestellt hat. De Blasi 
selbst war verwundert über die Er-
nennung zum Primar. Wenn hohe 
Funktionäre der SVP derart lasch mit 
der Proporzregelung umgehen, dann 
ist das Anlass zur Sorge und absolut 
unverständlich. Der ASGB fordert die 
SVP mit aller Vehemenz auf, sich ih-
rer Verantwortung für die deutsch- 
und ladinischsprachige Minderheit 
bewusst zu werden und dementspre-
chend zu handeln.  

werk. Auch in der Lombardei gibt es 
ein Modell welches Südtirol überneh-
men könnte. Es ist ein Abkommen 
zwischen Unternehmerverband, nati-
onalen Gewerkscha�en, Region und 
INPS, das es Arbeitnehmern ermög-
licht, drei Jahre vor der Pensionie-
rung in ein Teilzeitverhältnis zu 
wechseln und trotzdem werden 100 
Prozent des Rentenbeitrages einge-
zahlt. Der Teilzeitwechsel ist freiwil-
lig, der Arbeitgeber muss aber damit 
einverstanden sein und gleichzeitig 
eine junge Arbeitskra� einstellen. So 
wird Dienstälteren einerseits ein glei-
tender Übergang ins Rentenalter er-
möglicht, andererseits wird die Ju-
gendarbeitslosigkeit bekämp�. Das 

Ziel dieses Projektes ist es also, junge 
Arbeitnehmer in die Arbeitswelt 
einzugliedern und älteren Arbeit-
nehmern die Möglichkeit zu geben, 
ohne Renteneinbußen, vertikal oder 
horizontal in Teilzeit zu arbeiten. 
Wir ho�en, dass die Politik die Weit-
sichtigkeit hat, dieses zukun�swei-
sende Projekt zu ermöglichen.

Außerdem fordert der ASGB bereits 
seit längerer Zeit, dass der üppige 
Landeshaushalt, der ja zum Großteil 
von der Lohnsteuer der Arbeitnehmer 
gespeist wird, Kapitel für Kapitel mit 
den Sozialpartnern durchleuchtet 
wird. Wir alle müssen hinterfragen, 
ob es die Beiträge und Förderungen, 

unter anderem für Wirtscha�, Ver-
bände und Private, in dieser Form 
wirklich braucht. Das bisherige Sys-
tem führt meiner Meinung nach zu 
einer gewissen Abhängigkeit und 
Preistreiberei. Zu überdenken sind 
auch Prestigeprojekte wie Flughafen 
oder Safety-Park, die dem Großteil 
der Bevölkerung nicht viel bringen. 

Die neuen Zahlen zur Armut im Land 
müssen ein “Alarmsignal“ für uns alle 
sein, die gesellscha�liche Verantwor-
tung tragen. Vielen in Südtirol geht es 
nicht gut, auch wenn sie es nach au-
ßen nicht zeigen. Wer beispielsweise 
mit einer Mindestrente von 476 Euro 
leben muss, weiß wovon ich rede. An-
dererseits leben viele ein gutbürgerli-
ches Leben. Kürzen und Sparen tri� 
nicht die Krisenverursacher an den 
Finanzmärkten, sondern die Krisenop-
fer: sie tri� Beschä�igte, Erwerbslose, 
Rentnerinnen und Rentner sowie die 
junge Generation.

Sollte die Armut in unserem Wohl-
standsland weiter steigen, ist auch der 
soziale Frieden mehr und mehr in 
Gefahr. Wir müssen daher dringend 
wieder ein Gleichgewicht herstellen.

Wir wollen für alle Menschen gute 
Arbeit und ein sicheres Einkommen 
für ein Leben in Würde!  

8 Nr. 5-6/2013
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Generationenbrücke

Der Vorsitzende des ASGB, Tony Tschenett zeigt sich erfreut darüber, dass der Südtiroler  
Landtag kürzlich einen Beschlussantrag der Südtiroler Freiheit genehmigt hat, der die Möglichkeit der  

Altersteilzeit für ältere Arbeitnehmer vorsieht und gleichzeitig Platz für Junge schafft.

Der ASGB war es, so Tschenett, 
der diesen Vorschlag einer „Ge-

nerationenbrücke“ allen Mitgliedern 
des Südtiroler Landtages zugeschickt 
hat um brauchbare Lösungen für die 
Probleme am Arbeitsmarkt zu finden 
(siehe letzte Aktiv-Ausgabe).

Die Generationenbrücke sieht vor, 
dass Arbeitnehmer, die nicht mehr als 
drei Arbeitsjahre bis zur bevorstehen-
den Pensionierung haben, ihren Voll-
zeitarbeitsvertrag in einen Teilzeitar-
beitsvertrag mit einer Arbeitszeitredu-

zierung bis 50 Prozent umwandeln. 
Die durch die Konvertierung des Ar-
beitsvertrages entstandene Differenz 
der Pensionszahlungen übernimmt 
die Region, so dass dem Arbeitneh-
mer bei Pensionsantritt kein Verlust 
entsteht. Im Gegenzug verpflichtet 
sich der an diesem Projekt teilneh-
mende Arbeitgeber, Jugendliche zwi-
schen 18 und 29 Jahren unbefristet 
oder mittels eines Lehrlingsvertrages 
einzustellen, um den ursprünglichen 
positiven Beschäftigungssaldo des Be-

triebes vor der Konvertierung der 
Arbeitsverträge wieder herzustellen. 

Abschließend so Tony Tschenett, 
hofft der ASGB, dass jetzt Nägel mit 
Köpfen gemacht werden und die Poli-
tik die Sozialpartner zu einem Treffen 
einlädt, damit ein entsprechendes Ab-
kommen, wie in der Lombardei be-
reits geschehen, abgeschlossen werden 
kann. Das Projekt muss in absehbarer 
Zeit starten, damit Jugendlichen wie-
der eine Perspektive haben und ältere 
Arbeitnehmer entlastet werden.  

Fo
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Verbrauchertelegramm

Verbraucherzentrale Südtirol
I-39100 Bozen, - Zwölfmalgreiner Str. 2 
tel. (0471) 975 597 - Fax (0471) 979 914

e-mail: info@consumer.it - www.verbraucherzentrale.it

Darlehen  Für  ersTwohnungen

Fonds für Aussetzung der Ratenzahlung wieder aktiv:  
Ansuchen an die eigene Bank ab 27. April

Anrecht auf Unterstüt-
zung durch den 

Fonds haben Familien, in 
denen der Darlehensneh-
mer sich in mindestens ei-
ner der folgenden Situatio-
nen befindet: 

> Beendigung der Arbeit 
(auch im angestellten-
ähnlichen Verhältnis), 
mit aktuellem Arbeits-
losenstand (jedoch 
nicht zurückzuführen 
auf einverständliche 

Auflösung des Arbeits-
verhältnisses, Auflösung 
aufgrund der Errei-
chung des Pensionsal-
ters, Entlassung aus ge-
rechtfertigtem Grund 
oder gerechtfertigten 
subjektiven Umständen, 
Kündigung vonseiten 
des Arbeitnehmers oh-
ne gerechtfertigten 
Grund)

> Tod oder Anerkennung 
einer schweren Behinde-

rung oder einer zivilen 
Invalidität von nicht we-
niger als 80 Prozent. 

Die Anfrage kann der Be-
sitzer einer Immobilie 
(die als seine Erstwohnung 
genutzt wird) stellen, der 
einen Darlehensvertrag für 
den Ankauf dieser Immo-
bilie abgeschlossen hat, 
wenn das Darlehen nicht 
höher als 250.000 Euro ist 
und das jährliche Einkom-
men laut ISEE-Indikator 

nicht über 30.000 Euro 
liegt. Die Regelung tritt 
mit 27. April 2013 in 
Kraft; ab diesem Datum 
kann man die Ansuchen 
auf Ratenaussetzung ein-
reichen. Das Ansuchen 
wird direkt an die eigene 
Bank gestellt, mit den ak-
tuellen offiziellen Vordru-
cken, die auf der Webseite 
des Ministeriums (www.dt.
tesoro.it) sowie auf jener 
der CONSAP (www.cons-
ap.it) verfügbar sind.

Mit Kondominiumssatzung Spielhallen verhindern

In den letzten Jahren 
sind immer mehr aus-

gewiesene Spielhallen wie 
Pilze aus dem Boden ge-
wachsen. Zu Recht wird 
daran gearbeitet, die Ver-
breitung der Spielautoma-
ten in den Bars einzudäm-
men. Auch die Verbrau-
cherzentrale hat eine bei-
spielhafte Eigeninitiative 
eines Gasthofes in Lana 
zur Entfernung der oft als 
"Einstiegsdroge" bezeich-
neten Spielautomaten mit 

dem "Goldenen OK" aus-
gezeichnet. Doch während 
in den Bars der Spielein-
satz ein Euro und der 
Höchstgewinn 100 Euro 
beträgt, können in den 
Spielhallen schon 5.000 
Euro gewonnen werden. 
Der Jackpot kann bis zu 
100.000 Euro betragen. 
Und dorthin werden jetzt 
die ehemaligen Kunden 
der Spielautomaten in den 
Bars verstärkt gehen. Es 
gibt schon Hallen, die 24 

Stunden am Tag offen hal-
ten. Diesen Vergnügungs-
stätten mit allen ihren Ne-
benerscheinungen Herr 
zu werden, dazu haben 
Kondominiumsbewohner 
mit der Kondominiums-
satzung ein gutes Instru-
ment zur Hand. Es besteht 
nämlich die Möglichkeit 
für Neubauten, in der ver-
traglichen Hausordnung 
(welche dem notariellen 
Kaufakt beigelegt wird) 
ein absolutes Verbot für 

Glückspiellokale und 
Wettbüros vorzusehen. 
Damit wäre das Problem 
an der Wurzel gelöst. Für 
bestehende Kondominien 
hingegen braucht es bei 
vertraglichen Hausord-
nungen und solchen, die 
durch die Vollversamm-
lung beschlossen werden, 
für die Einführung eines 
Glücksspiellokalverbots 
das schriftliche Einver-
ständnis aller Miteigentü-
mer.

10 Nr. 5-6/2013



a
k

t
u

e
l

l
Verbrauchertelegramm

Verbraucherzentrale Südtirol
I-39100 Bozen, - Zwölfmalgreiner Str. 2 
tel. (0471) 975 597 - Fax (0471) 979 914

e-mail: info@consumer.it - www.verbraucherzentrale.it

Urlaub selber buchen übers digitale Netz: ein falscher  
Mausklick kann teuer werden

Der virtuelle Einkaufs-
platz im Netz bietet 

urlaubsreifen Verbrauchern 
unzählige Möglichkeiten: 
Ein paar Mausklicks und 
die Eingabe einiger Daten 
genügen und der Urlaub ist 
schnell und einfach von zu 
Hause aus gebucht. Jedoch: 
ein "falscher" Mausklick 
kann sehr teuer werden. 
Bei anderen Fernabsatzver-
trägen kann der Verbrau-
cher innerhalb von zehn 
Arbeitstagen ab Vertrags-
abschluss kostenlos zurück-
treten, bei Reisen und Ho-
telbuchungen ist dies 
normalerweise nicht so.

> Bei Pauschalreisen ist in 
der Praxis meist eine 
Stornogebühr zu bezah-
len, die durch einen Pro-
zentsatz ausgedrückt 
wird, welcher steigt, je 
näher man mit seinem 
Rücktritt an das Abreise-
datum herankommt;

> Bei der Stornierung ei-
nes Flugs hat der Konsu-

ment nur Anspruch auf 
die Rückerstattung eines 
kleinen Teils des Ticket-
preises, den größten Teil 
des Geldes verliert der 
Verbraucher jedoch.

> Bei Hotelbuchungen se-
hen die Vertragsbedin-
gungen im besten Fall 
die Möglichkeit vor, dass 
man bis zu einer gewis-
sen Zeit vor Anreise kos-
tenlos stornieren kann. 

Oft ist hingegen ein An-
geld vorgesehen, welches 
man bei einem Rücktritt 
verliert. Es ist aber auch 
möglich, dass keine ver-
tragliche Stornomög-
lichkeit vorgesehen ist, 
was bedeutet, dass der 
gesamte Aufenthalt be-
zahlt werden muss.

Das Fazit: Seinen Urlaub 
bequem von zu Hause aus 
buchen, kann auch seine 

Tücken haben. Wichtig ist 
in erster Linie, dass sich 
Konsumenten beim Buchen 
im Internet die Zeit neh-
men, sich auch die Ver-
tragsbedingungen und die 
Beschreibungen auf den je-
weiligen Seiten genau 
durchzulesen, und dann 
beim Eingeben der Daten 
konzentriert vorgehen und 
jeden Schritt am Besten 
durch einen Screenshot do-
kumentieren.

Vorsitzende und Vorstand neu gewählt

Im April hat die Mitglie-
derversammlung der 

Verbraucherzentrale Süd-
tirol (VZS) turnusmäßig ei-
nen neuen Vorstand und 
eine neue Vorsitzende ge-
wählt. Die neue Vorsitzen-
de der VZS heißt Priska 
Auer, ihr Stellvertreter 
Agostino Accarino. Beide 
werden zwei Jahre im Amt 
sein und dann gemäß eth-
nischer Rotation den Rol-
lentausch vornehmen. Da-

neben wurde auch der Vor-
stand neu bestellt. Ihm ge-

hören Heidi Rabensteiner, 
Herbert Schatzer und Mar-
tin Wieser an. Gewählt 
wurde das Leitungsgremi-
um der Verbraucherzentra-
le, das vier Jahre im Amt 
bleibt, von der Mitglieder-
versammlung, welche sich 
aus Einzelmitgliedern und 
VertreterInnen der Mit-
gliedsvereine zusammen-
setzt.
Priska Auer folgt auf Heidi 
Rabensteiner, die seit 2000 

ehrenamtlich in der Funk-
tion als Vorsitzende bzw. 
Vizevorsitzende der Ver-
braucherzentrale zur Ver-
fügung gestanden ist.
„In Zeiten der Wirtschafts-
krise ist eine unabhängige 
Verbraucherberatung und 
Verbraucherinformation 
wichtiger denn je“, so die 
neue Vorsitzende Priska 
Auer. Sie orientiert sich 
damit am Leitbild der 
VZS.

Weitere Informationen: 

www.euroconsumatori.org
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Kubaturbonus für Gebäudesanierung mit hohen  
Auflagen verbunden

Seit 12. März sind die 
neuen Bestimmun-

gen im Zusammenhang 
mit dem Kubaturbonus für 
energetische Gebäudes-
anierungen in Kraft. Ver-
schärfte Auflagen erschwe-
ren den Zugang zum Bo-
nus. Um den Baumassen-
bonus im Ausmaß von 200 
m³ in Anspruch nehmen zu 
können, muss das betroffe-
ne Gebäude einer größeren 
Renovierung unterzogen 

werden. Dies bedeutet, dass 
an mindestens 25 Prozent 
der Gebäudehülle (ohne 
Fenster) einer Verbesse-
rung durchgeführt werden 
muss. Aufgrund der Tatsa-
che, dass es sich nun um ei-
ne größere Renovierung 
handelt, müssen nicht 
mehr nur die allgemeinen 
Voraussetzungen für den 
Baumassenbonus berück-
sichtigt werden, sondern 
das Gebäude muss zusätz-

lich die Grenzwerte für die 
Gesamtenergieeffizienz 
(CO2-Ausstoß) einhalten, 
sowie die Mindestanforde-
rungen an den sommerli-
chen Wärmeschutz erfüllen 
(gilt nur für Gebäude in der 
Klimazone E). Des Weiteren 
müssen alle Bauteile die ge-
setzlich vorgegebenen Wär-
medämmwerte (U-Werte) 
erreichen. Außerdem muss 
die Beheizung der Räum-
lichkeiten zu mindestens 25 

Prozent aus erneuerbaren 
Energiequellen abgedeckt 
werden. Dasselbe gilt für die 
Warmwasserbereitung, je-
doch im Ausmaß von min-
destens 60 Prozent.  Weitere 
Infos und die allgemeinen 
und spezifischen Vorausset-
zungen rund um den Bau-
massenbonus für die ener-
getische Gebäudesanie-
rung sind im Informati-
onsblatt der Verbraucher-
zentrale enthalten.

Mitteilungsblatt der Verbraucherzentrale Südtirol - Beilage zur Ausgabe Mai/Juni Zwölfmalgreinerstraße 2 Bozen,  
eingetragen beim Landesgericht Bozen unter Nr. 7/95, verantwortlicher Direktor: W. Andreaus

Zigaretten-Kippen auf Nachbars Balkon zu  
werfen ist eine Straftat

Der Kassationsge-
richtshof hat ein Ur-

teil des Landesgerichts 
von Palermo bestätigt. 
Dieses hatte eine Person 
der Straftat des „gefährli-

chen Werfens von Sachen“ 
(Art. 574 Strafgesetzbuch) 
auf den Balkon der darun-
ter liegenden Wohnung 
für schuldig erklärt. Er-
schwerend angelastet wur-

de auch, dass dies wieder-
holt geschah, und somit 
der Nachbar belästigt 
wurde. 

Auf dem Balkon lande-
ten nämlich Zigaret-

ten-Asche, korrodierende 
Reiniger wie Bleiche und 
Zigaretten-Kippen. Die 
Person wurde zur Zahlung 
von 1.000 Euro Strafe ver-
urteilt. 
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sTeuerabzüge  Für  san ierungen  erhöhT  unD  verlängerT

Sanierungen sollen Wirtschaft ankurbeln und 
Energieeinsparungen bringen

Die Dringlichkeitsverordnung Nr. 63, welche am 06. 
Juni 2013 mit sofortiger Wirkung in Kra� getreten ist, 

sieht eine Verlängerung bis zum 31. Dezember 2013 des 
Steuerabzuges für Sanierungen laut D.P.R. 917/86 
Art. 16-bis vor. Dadurch wird der zur Zeit gültige 
Prozentsatz des Steuerabzuges, von 50 Prozent und 
der Höchstbetrag von 96.000 Euro der Ausgaben 
auf welchen der Steuerabzug anwendbar ist, bis zu 
diesem Datum bestätigt. Bei allen Maßnahmen in 
Wohnungen laut oben genanntem Dekret (ausge-
nommen die ordentliche Instandhaltung) kann für 
den Ankauf von Möbeln, zur Einrichtung der von der Maß-
nahme betro�enen Wohnung, ein Steuerabzug von 50 Pro-
zent berechnet auf einen Höchstbetrag von 10.000 Euro über 
einen Zeitraum von zehn Jahren beansprucht werden.

Ab 1. Jänner 2014 gilt voraussichtlich wieder der Steuer-
abzug von 36 Prozent berechnet auf einen Höchstbetrag 
von 48.000 Euro. Eine Verlängerung des Steuerabzuges für 
Möbel ist nicht vorgesehen.

Gleichzeitig wird der Steuerabzug laut Gesetz 296/2006 
i.g.F. für die energetische Sanierung von Immobilien von 
55 auf 65 Prozent erhöht und bis zum 31. Dezember 2013 

verlängert. Nur für die energetische Sanierung allgemeiner 
Kondominiumsanteile (z.B. Außenmauern, Dach) oder 
falls es zu einer energetischen Sanierung aller Wohneinhei-

ten eines Kondominiums kommt, bleibt der 
Steuerabzug bis zum 30. Juni 2014 in Kra�.

Alle anderen Bedingungen bleiben die selben 
wie bisher, mit der einzigen Ausnahme, dass die 
Förderung für den Einbau von Wärmepumpen 
bzw. geothermischen Anlagen über die Steuerab-
schreibung laut Gesetz 296/2006 i.g.F. gestrichen 
wurde. Ganz besonders wichtig ist bei allen Maß-

nahmen, dass bei den Banküberweisungen das jeweilige 
Gesetz und die Steuernummer des Überweisenden und des 
Begünstigten angeführt werden um der Bank den Vorsteu-
erabzug von vier Prozent auf den Rechnungsbetrag zu er-
möglichen. Wird der Vorsteuerabzug nicht durchgeführt 
ist ein Steuerabzug nicht zulässig.

ACHTUNG! Die Dringlichkeitsverordnung muss noch 
innerhalb von 60 Tagen in ein Gesetz umgewandelt wer-
den, deshalb sind noch Änderungen möglich. >

Nr. 5-6/2013 13
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Steuerabzug für Sanierungen laut  
D.P.R. 917/86 Art. 16-bis

Berechtigte
Die Eigentümer, die zusammenlebenden Familienangehö-
rigen, die Mieter, die Leihnehmer und die Besitzer eines 
Realrechtes, von Wohngebäuden und deren Zubehör.

Merkblatt
1) Bei der Gemeinde informieren ob eine Baukonzession, 

Bauermächtigung oder Baubeginnmeldung für die 
Durchführung der Arbeiten, notwendig ist. Es ist auf 
jeden Fall empfehlenswert, falls es sich um Arbeiten der 
außerordentlichen Instandhaltung in der Wohnung 
handelt, eine Meldung an das Bauamt der jeweiligen 
Gemeinde zu machen bzw. sich bestätigen zu lassen, 
dass es sich um Arbeiten der außerordentlichen In-
standhaltung handelt, für welche keine oben vorgese-
hene Meldung notwendig ist. Alle Maßnahmen müssen 
bereits bestehende Gebäude betre�en. Somit sind 
Neubauten bzw. Erweiterungen von der Förderung 
ausgeschlossen. Einzige Ausnahme ist der Abbruch und 
originalgetreue Wiederau�au eines Gebäudes, welcher 
nicht als Neubau bewertet wird.

2) Bau oder Kauf einer Garage: Im registrierten Kauf(vor)

vertrag bzw. der Baukonzession muss die Garage als 
Zubehör für die Wohnung aufscheinen und sie muss als 
solche im Grundbuch eingetragen werden.

3) Alle Zahlungen ausschließlich mit Banküberweisung 
und Angabe des Gesetzes, der Steuernummer des 
Überweisenden und des Begünstigten durchführen.

4) Alle Arbeiten nur gegen Rechnung bezahlen (die Firma 
auf den eventuell anzuwendenden begünstigten Mehr-
wertsteuersatz von zehn Prozent aufmerksam machen). 
Außerdem muss bei ordentlicher bzw. außerordentli-
cher Instandhaltung beim Vorhandensein von bedeu-
tenden Gütern, der begünstigte Anteil getrennt von 
jenem mit dem ordentlichen Mehrwertsteuersatz ange-
führt werden. Bei gleichzeitiger Erweiterung eines 
Wohngebäudes müssen die Ausgaben für die Erweite-
rung separat verrechnet werden und dürfen nicht abge-
schrieben werden.

5) Eine Erklärung der Firma über die Einhaltung der Si-
cherheitsbestimmungen und die ordnungsgemäße Ein-
zahlung der Sozialbeiträge verlangen.

6) Eventuelle Meldung an das Amt für technischen Ar-
beitsschutz K. M. Gamperstraße, 1 Bozen (laut Legisla-

Baumaßnahme

Zahlungsdatum

vom 06.06.2013
bis zum 31.12.2013 ab 01.01.2014

SANIERUNGEN
außerordentliche instandhaltung, restaurierungs- 
und sanierungsarbeiten, wiedergewinnung und 
bauliche umgestaltung (bei allgemeinen Kondomi-
niumsanteilen auch ordentliche instandhaltung), 
Maßnahmen zur energieeinsparung, abbau von ar-
chitektonischen barrieren, Maßnahmen zur gebäu-
desicherheit, bau oder Kauf einer garage, u.s.w.

steuerabzug von 50% auf spesen 
von max. 96.000,00 € je wohneinheit

gleichzeitig wird in diesem  
zeitraum auch ein steuerabzug für 

Möbel auf spesen von max. 
10.000,00 € gewährt

steuerabzug von 36% auf 
spesen von maximal 

48.000,00 €  
je wohneinheit

Energetische Sanierungen

SONNENKOLLEKTOREN
einbau von sonnenkollektoren

steuerabzug
von 65%

bis max. 60.000,00 € 
Diese art des steuerabzuges 

endet am 31.12.2013.
einzige ausnahme  
sind energetische  

sanierungs-maßnahmen  
von Kondominien, wofür der 

Termin bis 30.06.2014  
verlängert wurde.

Die entsprechenden  
Maßnahmen können  

jedoch im rahmen und  
zu den selben bedingungen 

des steuerabzuges von  
36% weiterhin  
abgeschrieben  

werden.

HEIZKESSEL
austausch von heizkesseln mit  
brennwertheizkesseln

steuerabzug
von 65%

bis max. 30.000,00 € 

AUßENDÄMMUNG
Dämmung der außenhülle von gebäuden  
(außenwände, böden und geschossdecken  
zu unbeheizten räumen,  
Dächer, Fenster)

steuerabzug
von 65%

bis max. 60.000,00 € 

GESAMTDÄMMUNG
energietechnische wiedergewinnung  
oder wärmedämmung  
des gesamten gebäudes

steuerabzug
von 65%

bis max. 100.000,00 € 
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tivdekret 494/96 ist die Baufirma zur Meldung ver-
pflichtet, bei Baustellen mit über 200 Mann/Einheiten 
bzw. besonderer Gefährlichkeit).

7) Alle Rechnungen und die Banküberweisungsbestätigun-
gen mit Angabe des Gesetzes und den Steuernummern 
des Begünstigten und des Überweisenden aufbewahren 
und bei der nächsten Steuererklärung mitbringen.

Der Steuerabzug für Sanierungen ist mit den Sanierungs-
beiträgen des Landes zum Teil vereinbar, wobei jedoch nur 
der jeweils zu Lasten verbliebene Betrag beim Steuerabzug 
berücksichtigt werden darf.

Beispiele für steuerlich abziehbare Maßnahmen
> Baumaßnahmen in Wohnungen zu Wohnzwecken  

(ausgenommen ordentliche Instandhaltung)
> Neueinteilung der Innenräume
> Erweiterung der Innentüren
> Erweiterung der Fenster und Außentüren
> Alarmanlage (Einbau)
> Aufzug (Neuinstallierung bzw. Austausch)
> Balkone (Neubau bzw. statische Sanierung)
> Abbau der architektonischen Barrieren
> Garage (Neubau oder Kauf direkt vom Bauherrn)

> Verkabelung von Wohneinheiten
> Heizkesselaustausch
> Heizkörper und Heizkörperregelung  

Austausch/Installierung
> Grundstückumzäunung
> Kamine (Neubau oder Sanierung)
> Keller (Maurerarbeiten zur Neueinteilung)
> Heizraum (Neubau oder Sanierung)
> Haussprechanlage (Austausch oder Neuinstallierung)
> Maßnahmen gegen die Lärmverschmutzung
> Fenster (Austausch)
> Abwasserkanal (Erneuerung oder Sanierung)
> Regenrinnen (Erneuerung oder Sanierung)
> Wasser und Abwasserleitungen  

(Erneuerung oder Sanierung)
> Vergitterungen von Fenstern und Eingangstüren
> Erneuerung der technischen Anlagen zur Anpassung an 

die Gesetzesbestimmungen
> Gepanzerte Sicherheitstür (Einbau)
> Abbruch und originalgetreuer Wiederaufbau  

(ohne Kubaturerweiterung)
> Maßnahmen zur Energieeinsparung
> Sonnenkollektoren (Einbau oder Austausch)
> Komplette Baderneuerung (Zu- und Abflüsse,  

Sanitäranlagen und Armaturen)
> Maßnahmen zur statischen Sicherung der Gebäude

Steuerabzug für energetische Sanierungen 
(Ges. 296/2006 i.g.F.) von 65 Prozent 

Berechtigte
Die Eigentümer, die zusammenlebenden Familienangehö-
rigen, die Mieter, die Leihnehmer und die Besitzer eines 
Realrechtes, sei es von Wohn- als auch von gewerblichen 
Gebäuden und deren Zubehör. Auch juristische Personen, 
Gesellschaften bzw. Körperschaften und Betriebsinhaber 
können die Steuerbegünstigung beanspruchen.

Art der Energiesparmaßnahmen
Maßnahme laut Abs. 344: Maßnahmen, welche die Errei-
chung der staatlich vorgeschriebenen Energiekennzahl eines 
gesamten Gebäudes ermöglichen. Die Maßnahmen sind im 
Detail nicht festgelegt, sodass grundsätzlich die Spesen für 
jede Art von Eingriff, welcher Auswirkungen auf die Verrin-
gerung des Primärenergieverbrauches für die Heizung eines 
Gebäudes hat, steuerlich abziehbar ist, sofern obige Grenzwer-
te erreicht werden. Der zulässige Höchstbetrag des Steuerab-
zuges für diese Maßnahme ist 100.000,00 € je Gebäude bzw. 
für die allgemeinen Anteile eines Kondominiums.
Maßnahme laut Abs. 345: Maßnahmen zur Verringerung 
des Wärmedurchgangskoeffizienten, innerhalb der vorgese-
henen Grenzwerte, der vertikalen Strukturen (Wände) und 
der horizontalen Strukturen (Böden und Geschossdecken zu 
unbeheizten Räumen, Dächer) der Außenhülle einer Bau-
einheit und/oder der Fassadenverglasungen bzw. Fenster 

(inklusiv Fensterstöcke bzw. gemeinsam eingebaute Ver-
schattungsmechanismen wie Rollokästen und Rollos u.s.w.). 
Die Maßnahmen laut Abs. 345 können eine ganze Bauein-
heit betreffen oder auch nur einzelne Teile bzw. Wohnungen. 
Der zulässige Höchstbetrag des Steuerabzuges für diese 
Maßnahme ist 60.000 Euro je Baueinheit.Maßnahme laut 
Abs. 346: Einbau von Sonnenkollektoren zur Warmwasser-
aufbereitung. Der zulässige Höchstbetrag des Steuerabzuges 
für diese Maßnahme ist 60.000 Euro je Baueinheit.
Maßnahme laut Abs. 347: Erneuerung einer bestehenden 
Heizanlage durch Einbau eines Heizkessels mit Brennwert-
technik und gleichzeitige Anpassung der Heizungsregelung 
(Thermostatventile bzw. witterungsgeführte Regelung) an 
die Vorgaben laut Durchführungsbestimmung. Der zuläs-
sige Höchstbetrag des Steuerabzuges für diese Maßnahme 
ist 30.000 Euro. 

Voraussetzungen
Alle Maßnahmen müssen bereits bestehende und beheizte 
Gebäude betreffen. Somit sind Neubauten bzw. Erweiterun-
gen von der Förderung ausgeschlossen. Einzige Ausnahme 
ist der Abbruch und originalgetreue Wiederaufbau eines 
Gebäudes, welcher nicht als Neubau bewertet wird. Die 
Zahlungen müssen mit Banküberweisung erfolgen, wobei >
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i.g.F.), die Steuernummer des Überweisenden und die 
Steuernummer oder die Mehrwertsteuernummer des Be-
günstigten angegeben werden müssen. Bei Maßnahmen 
welche die allgemeinen Teile eines Kondominiums betref-
fen muss eine Kopie des Beschlusses der Miteigentümer-
versammlung und der Tausendsteltabelle aufbewahrt und 
anlässlich der Steuererklärung vorgezeigt werden.

Für die Steuerabschreibung notwendige Dokumente

a)  Bestätigung eines zugelassenen Sachverständigen
 Die Maßnahmen müssen durch einen zugelassenen 

Sachverständigen (Ingenieure, Architekten, Geometer 
oder Fachingenieur) bestätigt werden. Für den Aus-
tausch von Fenstern bzw. der Heizkessel mit einer 
Leistung unter 100 kW und den Einbau von Sonnen-
kollektoren kann obige Bestätigung auch durch eine 
Zertifizierung der Herstellerfirma ersetzt werden.

b) KlimaHaus Energieausweis  
bzw. Energetischer nachweis

 Der Steuerpflichtige, welcher die Abschreibungsmöglich-
keit nutzen will, muss, zur Zertifizierung des Primäre-
nergieverbrauches für die Heizung des Gebäudes entwe-
der den KlimaHaus Energieausweis, oder einen von ei-
nem Techniker, welcher im Berufsalbum der Ingenieure, 
Architekten, Geometer oder Fachingenieure eingetragen 
ist, unterzeichneten energetischen Nachweis, laut Anlage 
A der Durchführungsbestimmung, erwerben.

 Für die Maßnahme laut Abs. 344 ist der KlimaHaus 
Energieausweis verbindlich vorgeschrieben.

 Für den Einbau von Fenstern mit Wärmeschutzvergla-
sung in einzelnen Wohneinheiten bzw. von Sonnenkol-
lektoren ist weder ein KlimaHaus Energieausweis noch 
ein energetischer Nachweis notwendig.

 Der KlimaHaus Energieausweis bzw. der energetische 
Nachweis muss nach der durchgeführten Energiespar-
maßnahme ausgestellt worden sein.

 Die Spesen für den vorhin genannten KlimaHaus Ener-
gieausweis bzw. energetischen Nachweis können eben-
falls von der Steuer abgezogen werden.

c) technischer Bericht über  
die durchgeführten Maßnahmen

 Die durchgeführte Energiesparmaßnahme muss mittels 
eines unter Anlage E der Durchführungsbestimmung 
vorgesehenen technischen Berichtes von einem im 
Berufsalbum eingetragenen Techniker, genau laut Vor-
gabe, beschrieben und unterzeichnet werden. Im tech-
nischen Bericht müssen u. a. die voraussichtliche Er-
sparnis an Primärenergie für die Heizung, die Kosten 
der Maßnahmen bzw. die für die Steuerabschreibung 
beanspruchten Kosten und jene des Technikers, welche 
ebenfalls abgeschrieben werden können, angeführt 
werden. Für den Einbau von Fenstern mit Wärme-
schutzverglasung bzw. von Sonnenkollektoren genügt 

die vereinfachte Version, unter Anlage „F“ der Durch-
führungsbestimmungen, des technischen Berichtes, 
welche auch vom Beansprucher des Steuerabzuges 
selbst ausgefüllt und unterzeichnet werden kann. Beim 
Austausch von Fenstern ist zusätzlich eine Eigenerklä-
rung der Fensterfirma über den Dämmwert der ausge-
tauschten Fenster notwendig. 

d) Empfangsbestätigung der telematisch  
eingesandten Dokumente

 Innerhalb von 90 Tagen nach Beendigung der Arbeiten 
muss der technische Bericht über die durchgeführten 
Maßnahmen und falls vorgesehen, der KlimaHaus 
Energieausweis bzw. der energetische Nachweis telema-
tisch an die ENEA gesendet werden.

Die Steuerbegünstigung für die energetische Sanierung laut 
Gesetz 296/2006 i.g.F. ist mit eventuellen Landesbeiträgen 
nicht vereinbar! Bei Gesamtsanierung eines Wohngebäudes 
kann für die vom Steuerabzug zu 65 Prozent nicht betrof-
fenen Arbeiten, auch der Steuerabzug von 50 Prozent be-
ansprucht werden, sofern die entsprechenden Bedingungen 
eingehalten werden. Für Maßnahmen deren Zahlungen 
mehrere Kalenderjahre betreffen ist eine zusätzliche 
Mitteilung an die Agentur der Einnahmen notwendig.

Betroffene Steuerpflichtige
Die Mitteilung betrifft nur jene Steuerpflichtige, welche im 
laufenden Jahr energetische Sanierungsmaßnahmen durch-
führen und diese über das Kalenderjahr hinaus fortführen,
 sofern auch die entsprechenden Zahlungen auf mehrere 
Kalenderjahre aufgeteilt werden.

Keine zusätzliche Mitteilung  
ist für folgende Fälle notwendig
Die Mitteilung muss nicht erfolgen, wenn die Sanierungs-
maßnahmen im selben Jahr begonnen und abgeschlossen 
werden. Ebenfalls keine Mitteilung ist dann notwendig, 
wenn die Sanierungsmaßnahmen zwar über mehrere Ka-
lenderjahre fortgeführt werden, aber die Zahlungen alle im 
selben Kalenderjahr getätigt werden.

Versendung der Mitteilung
Diese Mitteilung an die Agentur der Einnahmen ist aus-
schließlich telematisch zu versenden. Die Mitteilung ist, 
spätestens, innerhalb 90 tage nach Ende des Kalenderjah-
res, in welchem die Arbeiten begonnen haben und die 
erste Vorauszahlung getätigt wurde, zu versenden.

Stand 15. Juni 2013
Obige Informationen sind nur ein Auszug der möglichen  

Steuerabschreibungen und sind wegen ständiger gesetzlicher 
Änderungen und fortlaufend neuen Interpretationsrundschrei-

ben nur mit Vorbehalt gültig.
Für detaillierte Beratungen stehen unsere  

Fachleute zur Verfügung.
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Thema „Geld, Banken und Finanzkrise in Südtirol“
Interview-Ecke: Hier werden in unregelmäßigen Abständen Interviews zu aktuellen Themen  

wie Politik, Wirtschaft, Soziales und Kultur veröffentlicht. 

Liebe Mitglieder, für diese Aktiv-Ausgabe haben wir uns gedacht, das Thema ‚Geld,  
Banken und Finanzkrise in Südtirol’’ zu behandeln. Dazu haben wir drei Südtiroler Banken interviewt: 

Sparkasse, Volksbank und Raiffeisenkasse. 

Viel Spass beim lesen!

n  Laut Bankdaten, wie sieht die Verschuldung in den 
Haushalten der Südtiroler Familien aus?

Sparkasse 
Generaldirektor Peter Schedl:

Die Verschuldung weist, im Vergleich zum restlichen 
Italien, einen geringeren Wert auf. Dies geht aus der Stu-
die der Banca d’Italia hervor, die aufzeigt, dass die Ver-
schuldung der Haushalte in der Provinz Bozen in den 
Jahren 2008-2011 bei 15,9 Prozent lag. Südtirol zählt zu 
den reichsten Regionen Europas. Mit einer Arbeitslosig-
keit die zum ersten Mal die Vier-Prozent-Marke über-
schritten hat, spürt Südtirol zwar die Wirtschaftskrise, 
doch die Haushalte stehen gegenüber anderen Regionen 
besser da.

Volksbank 
Vize-Generaldirektor Stefan Schmidhammer:

Laut Daten der Banca d’Italia ist die Verschuldung der 
Südtiroler Familien im Laufe der letzten zehn Jahre im 
Vergleich zum verfügbaren Einkommen zwar angestiegen 
– aber weniger stark als etwa in anderen italienischen 
Provinzen. Auch im internationalen Vergleich stehen die 
Südtiroler mit ihrer Verschuldung gut da. Die Nachfrage 
nach Konsumkrediten und Darlehen wuchs zwar in den 
letzten Jahren, aber nur sehr langsam. So hatten z.B. rund 
17 Prozent der Familien in der Region ein Wohn-
bau-Darlehen (Daten aus 2009). Positiv: Viele Familien 
haben in den letzten Jahren variabel verzinste Darlehen 

abgeschlossen und daher zuletzt von den niedrigen Zin-
sen profitiert.

Raiffeisenkasse 
Generaldirektor Paul Gasser: 

Die ausgereichten Kredite in Südtirol betragen knapp 22 
Milliarden Euro, davon entfallen auf die privaten Haus-
halte 4,6 Milliarden, das sind pro Haushalt in etwa 22.000 
Euro. Italienweit ist die durchschnittliche Verschuldung 
mit etwa 20.000 Euro beziffert.

n  Ist unser geld in den Südtiroler  
Banken abgesichtert?

Sparkasse 
Generaldirektor Peter Schedl:

Die heimischen Banken sind solide und das Geld ist hier 
sicher angelegt. Die Südtiroler Banken sind bekannt da-
für, dass Sie bedacht und weitsichtig ihre Kundengelder 
investieren. Trotz der schwachen Konjunkturlage konn-
ten sie sich auch in den vergangenen Jahren, im Gegen-
satz zu verschiedenen nationalen Bankinstituten, erfolg-
reich am Markt behaupten und gute Ergebnisse erwirt-
schaften.

Volksbank 
Vize-Generaldirektor Stefan Schmidhammer:

Die Volksbank verwaltet das von den Kunden anvertrau-
te Geld umsichtig und berücksichtigt dabei das Risiko- >

Landesbed ienstete
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profil des Kunden. Zudem gilt: Kundeneinlagen bei der 
Volksbank – egal ob Kontokorrent oder Sparbuch - sind 
durch den Einlagensicherungsfonds garantiert. Das ab-
gesicherte Höchstlimit pro Kunde beträgt 100.000 Euro.

Raiffeisenkasse 
Generaldirektor Paul Gasser: 

Als Vertreter der Raiffeisenorganisation kann ich mit 
Sicherheit sagen, dass ein besonderer Wert der Raiffeisen-
kassen gerade in der Garantie der Kundeneinlagen liegt, 
zumal die Satzungen der Kassen jedwede Spekulation mit 
den Kundeneinlagen verbieten. Die Raiffeisenkassen sind 
die Banken mit der größten Eigenkapitalausstattung, sie 
ist doppelt so hoch wie von den gesetzlichen Vorschriften 
„Basel II“ gefordert. Das ist die beste Garantie für Stabi-
lität und Sicherheit der Kundeneinlagen. 

n  Wie lange dauert Ihrer Ansicht  
nach die Finanzkrise noch?

Sparkasse 
Generaldirektor Peter Schedl:

Die Lage auf den Finanz- und Wirtschaftsmärkten ist 
nach wir vor angespannt. Laut Schätzungen des Interna-
tionalen Währungsfonds dürfte das italienische Brutto-
inlandsprodukt noch einmal um ein Prozent zurückge-
hen, erst für 2014 wird eine geringfügige Steigerung 
prognostiziert. Es sind wohl auch für das Jahr 2013 keine 
deutlichen Wachstumsimpulse zu erwarten, auch wenn 
Südtirol nach wie vor verhältnismäßig gut dasteht. Mein 

persönliche Meinung ist, daß sich die wirtschaftliche 
Lage auch im Jahr 2014 nicht merklich bessern wird.

Volksbank 
Vize-Generaldirektor Stefan Schmidhammer:

Mehr als mit der Finanzkrise haben wir es in Südtirol 
derzeit mit einer Wirtschaftskrise zu tun, die fast alle 
Sektoren und Branchen erreicht hat. Trotzdem steht un-
ser Land besser da als andere Provinzen und Regionen. 
An den Finanzmärkten setzt sich derzeit eine positive 
Grundstimmung durch. Es ist wahrscheinlich, dass sich 
dies auch auf die Wirtschaft überträgt. Für 2014 und 2015 
erwarten wir eine stabilisierte und verbesserte Konjunk-
turlage.

Raiffeisenkasse 
Generaldirektor Paul Gasser:  
Für Italien stehen die Aussichten auf wirtschaftliche Bes-
serung auch 2013 schlecht. Die politische Instabilität, der 
große Steuerdruck und die Bürokratie beeinflussen die 
Stimmungslage negativ. Erst ab 2014 kann meiner Mei-
nung nach mit einer leichten Besserung gerechnet werden.

FACEBOOK
Möchtest du stets auf dem aktuellen Stand der Gewerk-
schaftsarbeit im öffentlichen Dienst sein? Ganz einfach: 
Dann suche uns in Facebook unter 'ASGB Fachgewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes', und klicke auf 'ge-
fällt mir'. 

Ferialverträge im handel, Gastgewerbe und Freiberuf

Die Sommerzeit bedeutet für vie-
le Jugendliche nicht nur Ur-

laub, Erholung und Freizeit, sondern 
auch Erfahrung sammeln in der Ar-
beitswelt. Grundlage dafür bieten die 
kürzlich erneuerten Abkommen zwi-
schen den Fachgewerkschaften und 
den Arbeitgeberverbänden der Sekto-
ren Handel/Dienstleistungen, Gastge-
werbe/Tourismus und des Freiberufes, 
aufgrund welcher die sogenannten 
Ferialverträge (Sommerjobs) auch für 
die Sommer- und Herbstmonate 2013 
möglich sind. Somit können während 
des Zeitraumes Juni bis Oktober 2013 
lohnabhängig befristete Arbeitsverträ-
ge mit Jugendlichen abgeschlossen 
werden, deren Entlohnung sich pro-
zentuell und gestaffelt nach dem je-
weiligen absolvierten Schul- bzw. Stu-
dienjahr einer Oberschule, Berufs-
fachschule oder Universität richtet. 

Ein Ferialvertrag muss eine Mindest-
dauer von 6 Wochen haben und darf 
die Dauer von 14 Wochen nicht über-
schreiten. Das erforderliche Min-
destalter für den Abschluss eines Feri-
alvertrages beträgt 16 Jahre. 

Solche Sommerarbeitsverträge ha-
ben den Zweck, die theoretischen 
Kenntnisse der Schule/Universität in 
der Arbeitswelt praxisorientiert zu 
ergänzen und zu vertiefen. Daher 
müssen die Schüler/Studenten vor-
wiegend in Arbeitsbereichen einge-
setzt werden, die dem besuchten 

Schultyp entsprechen oder ihnen 
zumindest das Kennenlernen von 
Fachbereichen oder mehreren zu-
sammenhängenden Fachbereichen 
ermöglichen, falls es sich um einen 
anderen Schultyp handelt.

Ferialverträge können nur von Be-
trieben abgeschlossen werden, wel-
che dem jeweiligen Arbeitgeberver-
band in der Provinz Bozen angehö-
ren (hds, HGV oder Freiberuflerver-
band) und die kollektivvertraglichen 
Bestimmungen des jeweiligen Sek-
tors anwenden und einhalten. 

Die Höhe der Entlohnung ist bei den Ferialverträgen für die drei genannten 
Sektoren folgendermaßen geregelt (als Bezugskategorie gilt jene des qualifi-
zierten Arbeitnehmers im jeweiligen Kollektivvertrag):
55% Nach Abschluss des ersten Schuljahres
65% Nach Abschluss des zweiten Schuljahres
75% Für jene, die höhere Klassen besucht haben
85% Für Universitätsstudenten

HandeL/GastGewerbe/Fre iberuF
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Schnalstaler Gletscherbahnen
Bedingt durch den Rückgang des 
gletschers wurde laut Leitung der 
Schnalstaler gletscherbahnen der 
Sommerskibetrieb ausgesetzt. Über 
den Sommermonaten bleiben nur 
die Seilbahn und der Lazaunlift  in 
Betrieb. Obwohl die gletscherbah-
nen schon im november 2012 die-
sen Beschluss gefasst haben, ist bis 
zum Bekanntwerden dieser Sachla-
ge Mitte Februar die Belegschaft  
darüber nicht informiert worden“, 
kritisiert der zuständige Fachsekre-
tär im ASgB, Richard goller. 

Auf der daraufh in erfolgten drin-
genden Anfrage der Gewerkschaft en 
an die Firmenleitung, wurde mitge-
teilt, dass eine Überkapazität von 22 
Mitarbeitern besteht. In zahlreichen 
Aussprachen zwischen Gewerkschaf-
ten und Firmenleitung unter Mitein-
beziehung der Gemeindepolitiker und 
den Präsidenten des Tourismusver-
bandes des Tales, ist es uns gelungen, 
die Entlassungen von 22 auf 17 zu re-
duzieren, mit der Garantie, im Herbst 
wieder einen befristete Arbeitsvertrag 

für die Wintermonate zu erhalten. 
Schon allein die Kriterien zur Aus-
wahl der Betroff enen sorgte für zum 
Teil hitzige Diskussionen und wurden 
mehrmals überarbeitet. Einerseits um 
der gesamten Arbeitnehmerschaft  der 
Schnalstaler Gletscherbahnen gerecht 
zu werden und andererseits, um auch 
die rechtliche Lage nicht außer Acht 
zu lassen. Am 05. Mai wurde dann 
endlich ein Kompromiss zwischen 
den Verhandlungsparteien gefunden 
und ein Abkommen unterzeichnet. 
Für die Betroff enen erreichte man u.a. 
auch eine Abfi ndung in Höhe von 
2.600 bis 4.700 Euro. 

Wie aus den Medien zu entneh-
men ist, sorgt dies Angelegenheit 
immer noch für Diskussionen, nicht 
nur im Tal sondern landesweit. Be-
sonders hervorgerufen auch durch 
die zahlreichen Skiclubs in ganz Süd-
tirol, die in Zukunft  schon im Mai 
und Juni in andere Skigebiete zum 
Training ausweichen müssen. Zum 
Beispiel ins Zillertaler, das lange An-
fahrtszeiten mit sich bringt und be-
sonders für die Kinder und Jugend-

lichen eine zusätzliche Belastung mit 
sich bringt. Anscheinend macht die-
ser Zustand jetzt im Nachhinein den 
Zuständigen der Gletscherbahnen 
doch einiges Kopfzerbrechen. Sie 
erkennen anscheinend, dass es zum 
einen schwierig ist, verlorene Urlau-
ber zurück zu gewinnen und vor al-
lem, dass diese vorzeitige Schlie-
ßung, Schnee bedingt wie von der 
Firmenleitung behauptet, nicht not-
wendig gewesen wäre. 

„Aus diesem Grund ist diese vor-
zeitige Schließung nicht nachvoll-
ziehbar und meiner Meinung nach, 
nicht zu rechtfertigen“ so Richard 
Goller abschließend.  

ergebnisprämie bei SAD und SASA 
Die Ergebnisprämie in den Firmen 
SAD und SASA sind für das Jahr 
2013 in der Form wie 2012 unter-
zeichnet worden. In der selben Form 
deshalb, weil nach Meinung der ge-
werkschaft en ein diesbezügliches 
Abkommen nicht Mitte des Jahres 
eine grundlegende Erneuerung er-
fahren kann.

Das heißt, dass Kriterien fürs ganze 
laufende Jahr nicht zur Anwendung 
gelangen können, die Mitte des Jahres 
beschlossen werden. Unserer Mei-
nung nach muss für das kommende 
Jahr bereits im voraus eine grundle-
gende Erneuerung ausgehandelt wer-
den. Innerhalb November muss dann 
das Abkommen für die Ergebnisprä-
mie für 2014 unterzeichnet werden. 
Die erwähnten Änderungen sind ei-
nerseits durch die gesetzlichen Vorga-

ben und andererseits wegen einer 
Überarbeitung der Kriterien zum 
Wohle derer, die im Sinne einer Prä-
mie honoriert werden sollen, notwen-
dig geworden. Ein Kriterium der 
Krankheiten ist heuer erstmals bei 
SAD enthalten, bei SASA war dieses 
Kriterium schon 2012 integriert. 
Hierzu sei erwähnt, dass die Firma 
SASA im Rahmen der heurigen Ver-
handlungen eine Statistik präsentierte 
die belegt, dass seit der letztjährigen 
Einführung dieses Kriteriums die 
Kurzzeit-Krankheitsfälle um 50 Pro-
zent gesunken sind. Somit lag es auf 
der Hand, dass auch die  SAD dieses 
Kriterium trotz heft iger Gegenwehr 
unserseits integrieren wollte und für 
diese Jahr auch erreicht hat.

Beim unternehmen Silbernagl 
hingegen ist das Abkommen der Er-
gebnisprämie in der selben Form für 

das Jahr 2013 unterzeichnet worden. 
Auch hier mit dem Vorhaben einer 
Erneuerung für die kommenden Jah-
re wie bei SAD und SASA. Hierfür 
werden wir demnächst Versammlun-
gen einberufen um Vorschläge der 
Mitarbeiter einzusammeln. 

transPOrt  &  VerKeHr
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Schnalstaler Gletscherbahnen

lichen eine zusätzliche Belastung mit 
sich bringt. Anscheinend macht die-
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Der neue Vaterschaftsurlaub 
Das Arbeitsreformgesetz Nr. 92 vom 28. Juni 2012 hat auf Drängen der EU eine  

Neuerung für Väter in einem lohnabhängigen Arbeitsverhältnis eingeführt: einen Tag verpflichtenden 
Vaterschaftsurlaub und einen oder zwei Tage freiwilligen Vaterschaftsurlaub, wobei der  

Mutterschaftsurlaub um diese Tage gekürzt wird. 

Mit Dekret des Ministeriums für 
Arbeit und Soziales Nr. 37 

vom 22.12.2012 wurde diese gesetzli-
che Bestimmung aktiviert, so dass 
nun Arbeitnehmer, die ab 1. Januar 
2013 Väter geworden sind, darum 
ansuchen können. Der verpflichtende 
sowie auch die freiwilligen Urlaubsta-
ge wegen Vaterschaft müssen inner-
halb der ersten fünf Lebensmonate 
des Kindes genommen werden. Die-
ser Zeitraum gilt auch im Falle einer 
Frühgeburt, sowie bei Adoptiv- oder 
Pflegekinder, wo die Berechnung mit 
dem Tag des Eintrittes des Kindes in 
der Familie beginnt, bei internationa-
len Adoptionen hingegen bei Eintritt 
des Kindes in Italien. 

Für die öffentlichen Bediensteten 
wurde festgestellt, dass die Anwen-
dung dieser gesetzliche Bestimmung 
auf Betreiben der Öffentlichen Verwal-
tung umzusetzen ist, was in unserem 

Fall die Personalverwaltung der Lan-
desverwaltung mit Rundschreiben Nr. 
5 vom 08.03.2013 gemacht hat.

Einen Tag verpflichtender  
Vaterschaftsurlaub

Der verpflichtende Vaterschaftsur-
laub ist ein unbestrittenes Recht des 
Vaters in einem lohnabhängigen Ar-
beitsverhältnis und wird zusätzlich 
zum Mutterschaftsurlaub gewährt. 
Er wird auch im Falle des in den ge-
setzlichen vorgesehenen Fällen laut 
Artikel 22 des Einheitstextes Nr. 
151/2001 zusätzlich gewährt. 

Einen oder zwei Tage  
freiwilliger Vaterschaftsurlaub

Der Anspruch auf freiwilligen Va-
terschaftsurlaub von einem oder 

zwei Tage ist daran gekoppelt, dass 
die Mutter ihrerseits beim ver-
pflichtenden Mutterschaftsurlaub auf 
diese Tage verzichtet beziehungswei-
se, wird der Mutterschaftsurlaub um 
diese Tage gekürzt. 

Bezahlung und  
rechtliche Behandlung

Für den verpflichtenden wie auch 
für den freiwilligen Vaterschaftsur-
laub erhält der Vater eine 100 Pro-
zent Bezahlung des Gehaltes, welche 
zu Lasten der INPS geht. Hinsicht-
lich rechtlicher Behandlung wird der 
Vaterschaftsurlaub gleich wie der 
Mutterschaftsurlaub laut Artikel 29 
und 30 des Einheitstextes Nr. 
151/2001 gehandhabt. 

Die Bezahlung wird vom Arbeitge-
ber vorgestreckt, welcher dann um 
die Rückerstattung bei der INPS an-
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suchen muss, außer es handelt sich 
um Fälle, in welchen die INPS direkt 
zuständig ist. 

Vorankündigung

Die schriftliche Vorankündigung 
um den verpflichtenden wie auch 
freiwilligen Vaterschaftsurlaub muss 
15 Tage vorher beim Arbeitgeber 
erfolgen, wobei beim freiwilligen 
Vaterschaftsurlaub auch die Verzich-
terklärung der Mutter beigelegt wer-
den muss. Möchte der Vater den 
verpflichtenden Vaterschaftsurlaub 
zur Geburt seines Kindes nutzen, so 
ist ebenso die Frist von 15 Tagen 
einzuhalten, wobei dem Gesuch eine 
Bescheinigung mit dem voraussicht-
lichen Geburtstermin beigelegt wer-
den muss. 

Es ist Pflicht des Arbeitgebers, die 
entsprechende Mitteilung an die IN-
PS zu machen. 

Die in der beizulegenden Verzich-
terklärung der Mutter müssen diesel-
be Anzahl von Tagen aufscheinen, 
wie der Vater für den freiwilligen 

Vaterschaftsurlaub angibt. Diese Ver-
zichterklärung muss auch der Ar-
beitgeber der Mutter erhalten, so 
dass die entsprechende Kürzung des 
Mutterschaftsurlaubes vorgenom-
men werden kann. 

Das INPS wird die korrekten An-
gaben überprüfen. Die Kürzung des 
Mutterschaftsurlaubes wird an ihrem 
Ende vorgenommen, da die Eltern 
die Möglichkeit haben, gleichzeitig 
diese Urlaube zu nutzen. 

Vereinbarkeit mit anderen  
sozialen Leistungen, wie das 
Arbeitslosengeld und das  
Familiengeld

Der Vaterschaftsurlaub kann 
auch beantragt werden, wenn der 
Vater arbeitslos ist und die ASPI, 
Mini-ASPI, sich in der Ausgleichs-
kasse befindet und die Zulage auf-
grund der Eintragung in einer Mo-
bilitätsliste erhält. In all diesen 
Fällen geht der Vaterschaftsurlaub 
zu Lasten der INPS. Auch das Fa-
miliengeld steht während des Ur-

laubes wegen Vaterschaft und Mut-
terschaft zu.  

Pensionsabsicherung

Für den verpflichtenden wie auch 
den freiwilligen Vaterschaftsurlaub 
gilt hinsichtlich Pensionsabsicherung 
dieselbe rechtliche Grundlage wie für 
den Mutterschaftsurlaub. Die Tage 
werden mit figurativen Beiträgen zur 
Gänze abgedeckt. Dieses Recht wird 
sowohl bei einem bestehenden wie 
auch bei einem fehlenden Arbeitsver-
hältnis angewandt. Im Falle eines 
fehlenden Arbeitsverhältnisses muss 
der Vater gleich wie eine Mutter in 
derselben Situation mindestens fünf 
Beitragsjahre aufweisen, wie es der 
Artikel 25, Absatz 2 im Einheitstext 
151/2001 vorsieht.  Falls sich der Va-
ter laut den vorgesehenen gesetzli-
chen Sondersituationen im Vater-
schaftsurlaub anstelle der Mutter be-
findet, erhält er zusätzlich den ver-
pflichtenden Vaterschaftsurlaub von 
einen Tag, der ebenso mit figurativen 
Beiträgen abgedeckt ist.  

Das regionale Familienpaket  
wird ausgebaut

Im Juni diesen Jahres hat der Regio-
nalrat grundsätzlich beschlossen, 

die von Regionalassessorin Dr. Martha 
Stocker eingebrachten Neuerungen 
zum Familienpaket umzusetzen. Im 
Juli erfolgt noch die Artikeldebatte und 
mit seiner Veröffentlichung im Amts-
blatt können die Südtiroler Familien 
mit folgenden Fürsorge- oder Vorsor-
gemaßnahmen rechnen:

Das Familiengeld  
der Region

Familien mit zwei Kindern erhal-
ten nun auch für das jüngste Kind 
das Familiengeld bis zu seiner Voll-
jährigkeit. Familien mit nur einem 
Kind erhalten somit weiterhin bis zu 
seinem siebten Lebensjahr das regi-
onale Familiengeld, wobei Familien 

mit zwei Kindern nun weiterhin für 
das Jüngere bis zu seiner Volljährig-
keit finanziell unterstützt werden, 
selbst wenn das Ältere schon das 18. 
Lebensjahr erreicht hat. Das Anrecht 
auf das regionale Familiengeld rich-
tet sich weiterhin an die Einheitliche 
Einkommens- und Vermögensbe-
wertung, welche jährlich von Sep-
tember bis Dezember gemacht wer-
den muss. Diese Einkommensstaffe-
lungen werden der Inflation der 
letzten Jahre angepasst. Vorgesehen 
ist eine Erhöhung von sechs Prozent. 

Beitrag für Erziehungszeiten 
bei freiwilliger  
Renteneinzahlung

Grundsätzlich kann ein Elternteil 
um einen Rentenbeitrag laut regiona-

len Familienpaket ansuchen, falls er 
wegen Erziehungszeiten bis zum drit-
ten Lebensjahr des Kindes auf die Er-
werbstätigkeit verzichtet oder teilzeit-
beschäftigt ist und bei der INPS oder 
im Zusatzrentenfonds freiwillig für die 
Rente bzw. Zusatzrente einzahlt oder 
bei Teilzeitarbeit die Ergänzung für 
eine Vollbeschäftigung einzahlt. 

Nun werden die Beitragshöhe und 
die Dauer neu festgesetzt: 

> bei freiwilliger Weiterversiche-
rung INPS erhöht sich der 
Höchstbeitrag von 6.000 auf 7.000 
Euro und die Dauer von 12 Mo-
nate auf 24 Monate immer inner-
halb des dritten Lebensjahres des 
Kindes;

> bei Einzahlungen in den Zusatzren- >
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Ersatzbesteuerung 10 Prozent

Mit Rundschreiben Nr. 11 vom 30. April 2013 hat die 
Agentur der Einnahmen die Bestimmungen für die Er-
satzbesteuerung von 10 Prozent auf Überstunden und 
Leistungsprämien für 2013 festgelegt. Der Höchstbetrag 
für diese Prämien ist gleich geblieben und beträgt auch 
für das heurige Jahr 2.500 Euro. Die Einkommensgrenze 
wurde allerdings erhöht. So können Arbeitnehmer, die 
im Jahr 2012 das Einkommen von 40.000 Euro nicht 
überschritten haben, diese Steuererleichterung in An-

spruch nehmen. Im Vorjahr war die Höchstgrenze von 
40.000 auf 30.000 Euro herabgesetzt worden.

Verrechnung Guthaben Mod. 730

Arbeitnehmer, die das Mod. 730 abgefasst haben soll-
ten auf ihren Lohnstreifen im Juli/August prüfen, ob die 
eventuelle Steuerschuld oder das Steuerguthaben auch 
ordnungsgemäß verrechnet wurde. Sollte spätestens im 
August die Verrechnung nicht vorgenommen worden 
sein, sollten sich die Steuerzahler an den Steuerdienst 

tenfond erhöht sich der Höchstbei-
trag von 3.500 auf 4.000 Euro;

> Väter erhalten eine Dauer von 27 
Monate gutgeschrieben, falls sie 
mindestens drei Monate Eltern-
zeit für sich beanspruchen.

Bei teilzeitarbeit wegen Betreuung 
des Kindes werden die Beiträge und 
die Dauer ebenso abgeändert:

> bei freiwilliger Rentenzahlung als 
Integration zur Vollbeschäftigung 
wird der Maximalbeitrag von 
3.000 auf 3.500 Euro erhöht sowie 
bei Einzahlungen in den Zusatz-
rentenfonds, wo nun ein Beitrag 
2.000 Euro ausbezahlt wird; 

> Die Dauer für den regionalen 
Beitrag wird nun verdoppelt und 
zwar von zwei auf vier Jahre in-

nerhalb des fünften Lebensjahres 
des Kindes;

> Väter erhalten nochmals drei Mo-
nate dazu, falls sie drei Monate 
Elternzeit für sich beanspruchen. 

Der regionale Rentenbeitrag 
für Pflegezeiten wird  
erhöht und auf die  
2. Pflegestufe ausgeweitet 

Bei freiwilliger Renteneinzahlung 
in das Nationale Fürsorgeinstitut 
oder in eine Zusatzrente wegen Pfle-
ge eines Familienangehörigen bis 
zum 4. Verwandtschaftsgrad und 
Verschwägerte bis zum 3. Verwandt-
schaftsgrad wird der regionale Bei-
trag auch auf die zweite Pflegestufe 
ausgeweitet. Bis jetzt konnte man 
diesen Beitrag nur für Angehörige 
der 3. und 4. Pflegestufe beanspru-
chen. Die Dauer für die Gewährung 

des Beitrages bleibt unangetastet und 
zwar, solange die Pflege gewährleistet 
und möglich ist. Die Erhöhung be-
trägt 500 Euro, so dass der jährliche 
Höchstbeitrag nun mit 4.000 Euro 
festgesetzt wird, unabhängig davon, 
ob er für die Renteneinzahlungen 
INPS oder für die Zusatzrente ge-
nutzt wird. 

Bei Teilzeitarbeit wegen Pflege be-
trägt die Erhöhung die Hälfte, so 
dass der jährliche Höchstbeitrag ins-
gesamt 2.000 Euro ausmacht. 

Erhöhung des  
Rentenbeitrages für Eltern 
mit einem schwer  
behinderten Kind

Bei freiwilliger Rentenweiterversi-
cherung und bei Einzahlungen in den 
Zusatzrentenfonds wird der jährliche 
Höchstbeitrag für Eltern mit einem 
schwer behinderten und pflegebe-
dürftigen Kind von 6.000 auf 7.000 
Euro erhöht. Dieser Beitrag wird jähr-
lich innerhalb der ersten fünf Lebens-
jahre des Kindes gewährt, wobei das 
Kind ausschließlich zu Hause gepflegt 
werden muss. Falls das Kind in einer 
Struktur oder in einer Bildungsinsti-
tution untergebracht ist, so reduziert 
sich der regionale Beitrag, welcher 
nun 4.000 Euro ausmachen soll. 

Ganz neu eingeführt werden jähr-
liche Beiträge bis zu 7.000 Euro für 
Arbeitslose und für Erwerbstätige, 
welche diskontinuierliche Arbeits-
verhältnisse haben und sich freiwillig 
rentenversichern oder in einem Zu-
satzrentenfond einzahlen.  

+ + +  DieNSTleiSTUNGeN – Wichtiges in Kürze  + + +
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wenden. Bei einem Steuerguthaben ist zusätzlich zu be-
achten, dass es vor allem in Kleinbetrieben vorkommen 
kann, dass die Verrechnung eines größeren Steuergutha-
bens nicht mit einem Monatslohn möglich ist; es ist 
deshalb durchaus möglich, dass sich die Auszahlung des 
Guthabens über mehrere Monate hinauszieht.

Termine für die Steuererklärungen

Wer es versäumt hat, das Mod. 730 abzufassen, hat noch 
bis Mitte September Zeit, das Mod. UNICO abzufassen. 
Einziger Unterschied dabei ist, dass eine eventuelle Steuer-
schuld bei der Bank eingezahlt werden muss und dass ein 
eventuelles Steuerguthaben nicht mit dem Lohnstreifen 
ausbezahlt, sondern auf nächstes Jahr übertragen wird. 

Steuererklärung für  
Oberschüler und Studenten

Oberschüler und Studenten, die im Sommer 2012 eini-
ge Wochen oder Monate gearbeitet haben, müssen keine 
Steuererklärung machen; in den meisten Fällen erhalten 
diese aber beim Abfassen der Steuererklärung ein Steu-

erguthaben. Dieses wird dann innerhalb von ca. drei 
Jahren direkt von der Agentur der Einnahmen ausgezahlt. 
Am besten ist es, wenn sich die Betreffenden an eines 
unserer Büros wenden, um zu klären, ob es sinnvoll ist, 
eine Steuererklärung zu machen. Das gilt auch für Ar-
beitnehmer, die im vergangenen Jahr nur teilweise, d.h. 
nicht das ganze Jahr gearbeitet haben so z.B. für all jene, 
die im Laufe des vergangenen Jahres das erste Arbeitsver-
hältnis aufgenommen haben. Meist ergibt eine entspre-
chende Steuererklärung ein Steuerguthaben. 

Studenten, die im Ausland arbeiten

Grundsätzlich ist jedes Einkommen in Italien als sol-
ches zu besteuern. Auf jeden Fall gelten Studenten, die im 
Ausland mehr als 2.840 Euro verdient haben, in Italien 
nicht mehr als zu Lasten lebend; d.h. für diese können die 
Eltern die Steuerfreibeträge nicht mehr beanspruchen. 
Ob die betreffenden Studenten eine Steuererklärung ab-
fassen müssen oder nicht, hängt von der Höhe des Ein-
kommens und vom Zeitraum der Tätigkeit im Ausland 
ab. Am besten ist es, die jeweilige persönliche Situation 
abzuklären. 

Familiengeld für lohnabhängige
Das Familiengeld für Lohnabhängige  oder Rentner wird aufgrund der 
Anzahl der Familienmitglieder und des Familieneinkommens direkt über 
den Lohn bzw. Rente ausbezahlt. Der Antrag muss jährlich erneuert werden 
und zwar ab 1. Juli. Für die Zuerkennung des Familiengeldes braucht es das 
Einkommen aller Familienmitglieder vom vorhergehenden Steuerjahr. So-
mit gelten für Ansuchen ab 1. Juli 2013 bis zum 30. Juni 2014 die Steuerer-
klärungen vom Jahr 2013 über das Einkommen des Jahres 2012. Dieses Fa-
miliengeld steht auch dann zu, wenn sich jemand für einen bestimmten 
Zeitraum wegen Krankheit, Arbeitsunfall oder Mutterschaft nicht im effek-
tiven Dienst befindet oder arbeitslos ist und das Arbeitslosengeld, das Mo-
bilitätsgeld oder die Zulage der Lohnausgleichskasse bezieht. 
Für die Familienzusammensetzung und das daraus resultierende gesam-
teinkommen müssen folgende Personen berücksichtigt werden: 

> der/die Antragsteller/in und sein/e Ehepartner/in, sofern er/sie nicht ge-
setzlich getrennt oder geschieden ist; 

> die Kinder und diesen gleichgestellten Personen bis zu ihrer Volljährigkeit 
mit Ausnahme von Familien mit mehr als drei Kindern unter 26 Jahren 
und Studenten oder Berufsschüler sind, zählen sie bis zu ihrem 21. Lebens-
jahr dazu; 

> minderjährige Geschwister und Enkel, wenn sie Vollwaisen sind und kein 
Anrecht auf Hinterbliebenenrente haben; 

Nicht zur Familie zählen somit 
folgende Personen, auch wenn sie zu 
Lasten leben: der gerichtlich oder 
tatsächlich getrennte Ehepartner; die 
arbeitsfähigen volljährigen Kinder, 
außer der oben beschriebene Aus-
nahme von kinderreichen Familien; 
die Eltern. Das Familieneinkommen 

besteht aus der Summe des Einkom-
mens aller zu Familie zählenden 
Personen, wobei alle einkommen-
steuerpflichtigen, einschließlich der 
getrennt besteuerten oder quellen- 
oder ersatzbesteuerten Einkommen 
zusammengezählt werden, sofern sie 
die Summe von 1.032,91 Euro  nicht 

überschreiten.  Nicht dazu gezählt 
werden die Abfertigung und die da-
mit zusammenhängenden Vorschüs-
se, das Familien- und Begleitgeld, 
Unfallrenten. Die Höhe des Famili-
engeldes wird über Tabellen ermittelt, 
welche von dem Nationalen Fürsorge-
institut erstellt werden und sich nach 
der Einkommensstufe und Anzahl 
der Familienmitglieder richtet. Für 
besondere Familiensituationen steht 
ein erhöhtes Familiengeld zu, welches 
ausführlich dokumentiert werden 
muß, wie Trennung, Scheidung und 
Verlassen eines Elternteiles; gänzliche 
und dauerhafte Erwerbsunfähigkeit; 
schwere Behinderung eines minder-
jährigen Kindes, wodurch es dauer-
haft außerstande ist, die altersgemä-
ßen Aufgaben und Obliegenheiten 
auszuführen; 18 bis 21jährige Kinder, 
sofern sie eine staatliche Oberschule 
oder Universität besuchen oder in der 
Lehre sind. Die Anträge um das Fa-
miliengeld können in der Privatwirt-
schaft nur digital an die INPS ver-
sendet werden, hingegen im Öffent-
lichen Dienst ist die eigene Körper-
schaft dafür zuständig. Alle Patrona-
te stellen diese Dienstleistung kos-
tenlos zur Verfügung.  
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Herbstausflug der Pustertaler Rentner
Heuer organisiert der ASGB-Bezirk Bruneck für seine Mitglieder eine Fahrt nach 

Maria Lugau-Kötschach Mauthen-Lienz am Donnerstag, 12.09.2013

Programm
Die Fahrt führt uns nach Maria Lugau mit kurzem 
Aufenthalt und anschließender Weiterfahrt nach 
Kötschach Mauthen. Dort werden wir das Kriegs-
museum mit der Sonderausstellung „Kameraden auf 
vier Pfoten“ besichtigen. Das Mittagessen wird uns 
im Restaurant Gailberghöhe serviert, bevor wir die 
Heimreise antreten und noch einen kurzen Zwi-
schenstopp in Lienz einlegen werden.

Auswahl Menü
1.  Gailberger Rind�eischsülzchen
 Pangasius�let mit Petersilienkarto�eln
 Grieß�ammerie mit Weichseln

2. Griesnockerlsuppe
 Cordon Bleu vom Schwein mit Reis
 Mohr im Hemd

Preis für Mitglieder und  
Familienangehörige 45,00 Euro 

Im Preis inbegri�en sind die Busfahrt, das Mittag-
essen und die Führung durch das Museum.

Anmeldung und Zahlung:
vom 15.07.2013 - 30.08.2013 im ASGB-Bruneck 
(0474/554048) oder bei den Sprechstunden. Die 
Einzahlung muss mit der Anmeldung erfolgen. Falls 

Sie aus irgendeinem Grund nicht mehr mitfahren 
können, möchten wir Sie bitten dies umgehend im 
Bezirksbüro Bruneck zu melden.

Fahrplan Pustertal
vintl (bar resi) 07:00 uhr
obervintl bushaltestelle 07:05 uhr
st. sigmund (bushaltestelle Dorf) 07:10 uhr
Kiens (bushaltestelle Dorf) 07:15 uhr
ehrenburg (bushaltestelle wierer) 07:20 uhr
st. lorenzen (bushaltestelle Dorf) 07:25 uhr
bruneck (zugbahnhof) 07:30 uhr
Percha (bushaltestelle) 07:40 uhr
nasen (bushaltestelle) 07:45 uhr
olang (zugbahnhof) 07:50 uhr
welsberg (bushaltestelle) 08:00 uhr
niederdorf (bushaltestelle) 08:05 uhr
Toblach (bushaltestelle) 08:10 uhr
innichen (bushaltestelle) 08:20 uhr

Fahrplan Ahrntal
sand in Taufers-bushaltestelle 07:00 uhr
Mühlen in Taufers 07:05 uhr
uttenheim 07:10 uhr
gais (Dorf) 07:20 uhr
st. georgen 07:25 uhr
bruneck-zugbahnhof 07:30 uhr
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Fünf-Tagesreise nach Dalmatien 
Die Rentnergewerkschaft im ASGB hat in Zusammenarbeit 

mit dem Reiseveranstalter Eurotours International, Kitzbühel, vom 20. bis zum 24. April 
eine Reise nach Dalmatien durchgeführt.  

Daran teilgenommen haben 102 Personen. Die 
fünf Tage sind, kurzweilig und unterhaltsam, 

allzu schnell vergangen. Bereits am ersten Tag unseres 
Aufenthaltes konnten wir die Sehenswürdigkeiten der 
beiden Städte Split und Trogir, die beide auf Grund 
ihrer kulturellen Bauwerke unter dem Schutz der 
UNESCO stehen, besichtigen. Am zweiten Tag fuhren 
wir dann ins Landesinnere um die Krka Wasserfälle 
zu bestaunen. Die Wasserfälle und der Fluss selbst in 
einer grünen Landscha�  sind wirklich beeindruckend. 
Das gemeinsame Mittagessen in einer typischen dal-
matinischen Taverne, mit stimmungsvoller dalmatini-
scher Live Musik, hat allen hervorragend gemundet. 
Am dritten Tag ging es dann nach Zadar, wo uns be-

sonders die Wasserorgel am Hafen (betrieben von den 
Wellen des Meeres) gefallen hat. Anschließend fuhren 
wir mit dem Boot der dalmatinischen Küste entlang 
bis nach Biograd wo uns der Bus erwartete. Nach dem 
Frühstück am fün� en Tag sind wir dann Richtung 
Heimat losgefahren. Kurz vor der Grenze haben wir 
uns dann zu Mittag, mit Spanferkel gestärkt um die 
Heimfahrt zu bewältigen. Die Busfahrt hin und zu-
rück (jeweils ca. 8 Stunden) war schon ziemlich lang, 
es hat sich aber auf jeden Fall ausgezahlt mitzufahren. 
Das Preis– Leistungs- Verhältnis kann ohne weiteres 
als konkurrenzlos günstig bezeichnet werden. Vielfach 
wurde der Wunsch geäußert, auch in Zukun�  derar-
tige Reisen zu organisieren. 

Tagesfahrt nach Kramsach der Rentner 
Bezirk Wipptal und Bozen/Unterland

Am 7. Mai unternahmen wir einen Tagesausfl ug mit unseren Rentnern aus dem Wipptal 
nach Kramsach und besuchten das Museum „Tiroler Bauernhöfe“. 

Um 8:30 Uhr fuhren wir von Gossensass über den 
Brenner, ohne Aufenthalt, mit einem komfortablen 
Reisebus bis nach Kramsach. 
Dort gingen wir gemeinsam zehn Minuten zu Fuß 
bis zum Rohrerhof wo man sich bei einer Tasse 
Ka� ee und Kuchen stärken konnte.
Um 10:45 Uhr begann die Führung zu den alten 

Tiroler Bauernhöfen, die ungefähr eineinhalb Stun-
den dauerte und sehr interessant und lehrreich war. 
Die nette Dame der Museumsführung erklärte uns 
neben einer ausführlichen Schilderung der damali-
gen Wohn- und Lebensverhältnisse unter anderem 
welchen Ursprung die Redensart „steinreich“ hat. 
Dieser besteht darin, dass sich der reiche Bauer in >
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der früher sehr großen Küche einen teuren Stein-
plattenboden leisten konnte, während die ärmeren 
Bauern mit einem gestamp�en Lehmboden vorlieb 
nehmen mussten.
Besonders beeindruckt hat uns die Schilderung des 
Tagesablaufes der bäuerlichen Großfamilie mit häu-

�g mehr als zehn Kindern, Mägden und Knechten, 
welcher zu einem großen Teil, mit viel Fleiß und 
strenger Arbeit, von der Bäuerin bewältigt werden 
musste.
Um viele Informationen und Erfahrungen reicher 
ließen wir uns anschließend beim Rohrerhof ein 
köstliches Mittagessen schmecken.
Bei dieser Gelegenheit gab es ein rührendes Famili-
enereignis von zwei Geschwistern aus dem Wipptal 
, welche in Kramsach ihren vor 50 Jahren ausgewan-
derten Bruder tre�en konnten. Als Begrüßung 
sangen wir alle gemeinsam das Heimatlied „Wohl ist 
die Welt so groß und weit....“, und der gefeierte ließ 
es sich anschließend nicht nehmen allen Anwesen-
den eine runde Schnaps zu spendieren.
Am Nachmittag ging die Fahrt weiter zu dem soge-
nannten Juxfriedhof auf dem eine Vielzahl von alten 

Grabkreuzen, welche mit verschiedenen lustigen 
Versen beschri�et sind, aufgestellt wurden.
Nach diesem kurzen Aufenthalt fuhren wir zum 
schönen Städtchen Rattenberg. Rattenberg ist die 
berühmteste Stadt der Glasbläserkunst in Österreich 
und wir konnten die dort ausgestellten Kunstwerke 

bewundern und die Glasbearbeitung direkt miterle-
ben.
Anschließend fuhren wir mit neuen Eindrücken 
zurück nach Hause, wobei der Obmann Buratti 
Adolf, nachdem sich alle für diesen wundervollen 
Tag bedankt hatten, am Brenner ausstieg und mit 
dem Zug nach Bozen fuhr.
Dieselbe Fahrt wurde am 29. Mai mit den Rentnern 
aus Bozen und dem Unterland mit dem selben Pro-
gramm wiederholt. Leider war uns Petrus nicht sehr 
wohlgesinnt, das Wetter war nicht das Schönste, 
trotzdem war die Fahrt sehr eindrucksvoll und alle 
fuhren wieder zufrieden und um viele Eindrücke 
bereichert nach Hause.
Der Obmann Buratti Adolf verabschiedete sich mit 
Glückwünschen für einen schönen Sommer und freut 
sich auf ein Wiedersehen mit allen im Herbst. 

Tagesfahrt nach Brescia und dem Iseo See der  
Rentner Bezirk Bozen/Unterland

Die Fahrt begann um 7:30 in 
Bozen und führte uns nach 

einer zweieinhalbstündigen Fahrt 
bis nach Brescia. Dort erkundeten 
und bewunderten wir gemeinsam 
die Innenstadt mit ihren schönen 
„Palazzi“, den Innenhöfen, dem 
Bischofssitz und viele weitere ar-
chitektonische Kostbarkeiten. Lei-
der ging die Zeit auch diesmal 
viel zu schnell vorbei, denn be-
reits  um 12 Uhr mussten wir 
losfahren um zu unserem Gasthof 
„Ginepro“ (übersetzt Kranewitt 
bzw. auf hochdeutsch Wachol-
der), welcher an einer wunder-

schönen Panoramastraße am Iseo 
See liegt, zu gelangen. Auf der 
Terrasse mit wunderbarem Blick 
auf den gesamten See mundete 
uns das reichhaltige und köstliche 
Mittagessen sehr. Nach einer üp-
pigen Mahlzeit mit allen Geträn-
ken inbegri�en und einer zwei-
einhalbstündigen Rast, wobei sich 
alle ausruhen konnten und sich 
viele nette Gespräche ergaben, 
traten wir die Heimfahrt an, die 
uns über den Tonalepass und den 
Nonsberg zurück nach Hause 
brachte. Am Tonalepass konnte 
man das sehr schöne Schigebiet 

und die vielen Li�e beobachten. 
Leider konnten wir dort keinen 
Aufenthalt machen, da außerhalb 
der Saison alle Gastbetriebe ge-
schlossen waren. Aus diesem 
Grund mussten wir zum Nons-
berg hinunterfahren um dort bei 
einem weiteren Aufenthalt die 
Füße auszustrecken und uns mit 
einer de�igen Marende zu stär-
ken und unseren Durst zu stillen. 
Von dort war es dann nicht mehr 
weit bis zur Ankun� in Bozen 
und alle waren überglücklich so 
einen schönen Tag gemeinsam 
erlebt zu haben. 
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renTner  iM  bez irK  e i sacKTal

Kulturfahrt zum Gardasee

Die Aktionsgruppe der Rent-
ner des Bezirkes Eisacktal 

organisierte kürzlich einen Ta-
gesaus�ug zum Gardasee. 

Die erste Station war ein Be-
such des Volkskunde-Museums 
bei der Landwirtscha�sschule in 
St. Michele an der Etsch. Interes-
sante Exponate aus früheren Zei-

ten für Handwerkstätigkeiten, 
Landwirtscha� sowie häusliche 
Wohngewohnheiten sind dort auf 
fünf Etagen ausgestellt, viele ver-
gleichbare mit unserer Südtiroler 
Vergangenheit; sie brachten eige-
ne Erinnerungen und Erlebnisse 
in die Köpfe der Teilnehmer zu-
rück. Anschließend stand ein 

Kurzbesuch der Friedensglocke 
in Rovereto an, welche aus Bron-
ze gegossen wurde und zwar von 
Kanonen aller am ersten Welt-
krieg beteiligten Nationen. Jeden 
Abend wird die Glocke zum Ge-
denken an die Gefallenen hun-
dert mal angeschlagen. Bei herr-
lichen Sonnenschein mit Blick ins 

Etschtal und umliegenden Ber-
gen, wurde die große Glocke mit 
3,36 m Höhe und 3,21 m Durch-
messer bestaunt. 

Dann ging es über A� Rich-
tung Garda wo die Gruppe bei 
Alfaré die Mittagspause einlegte. 
Beim schmackha�en regionalen 
Menü mit einheimischen Custoz-

za und Bardolino-Wein verging 
die Zeit viel zu schnell. 

Beim Abstecher nach Bardolino 
am Gardasee, bei für uns unge-
wohnten sommerlichen Tempe-
raturen, war genügend Zeit zum 
Bummeln und Einkaufen vorge-
sehen. Die Rückfahrt mit kurzem 
Halt an einer Raststätte rundete 

den ausgefüllten Tag ab. Voll neu-
er Erfahrungen und zufrieden 
kehrten alle gegen Abend nach 
Hause zurück. Für Pünktlichkeit 
und problemlosen Ablauf gilt 
Dank an alle Teilnehmer, beson-
ders auch unserem Fahrer Walter, 
für seine ruhige und besonnene 
Fahrweise.  
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Meine Gewerkschaft

Brixen
Vittorio Veneto-Straße 33
Tel. 0472 834515
Fax 0472 834220
e-mail: brixen@asgb.org

ASGB-Patronat Bozen
Bindergasse 22
Tel. 0471 308210
Fax 0471 308211
e-mail: htratter@asgb.org

Bruneck
St. Lorenzner-Straße 8
Tel. 0474 554048
Fax 0474 537226
e-mail: bruneck@asgb.org

Meran
Freiheitsstraße 182/c
Tel. 0473 237189
Fax 0473 258994
e-mail: meran@asgb.org

Neumarkt
Straße der Alten Gründungen 8
Tel. 0471 812857
Fax 0471 812857
e-mail: neumarkt@asgb.org

Schlanders
Holzbruggweg 19
Tel. 0473 730464
Fax 0473 732120
e-mail: schlanders@asgb.org

Sterzing
Untertorplatz 2
Tel. 0472 765040
Fax 0472 765040
e-mail: sterzing@asgb.org

WIR MACHEN DAS!WIR MACHEN DAS!

Ich kann 
dir das nicht 
sagen, den 

 
musst du 
fragen!

Spieglein, 
Spieglein an der 
Wand, wieviel 
Rente krieg ich 

auf die 
Hand?
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GBAS

GBSA

HKS 10 N - mattes
Papier

40% Schwarz

HKS 10 K -
Glanzpapier

Landesleitung Bozen
Bindergasse 30
I-39100 Bozen
Tel. 0471 308200
Fax 0471 308201
Internet: www.asgb.org
e-mail: info@asgb.org


